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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Bei der Ausarbeitung des neuen Parteiprogramms der CVP, das den Titel «Zukunft für
alle» trägt, versuchte die Programmkommission unter der Leitung von Ständerat
Cottier (FR) einerseits, die Positionen der verschiedenen Flügel innerhalb der Partei auf
einen Nenner zu bringen, andererseits aber auch die Attraktivität der schon seit Jahren
an einer starken Erosion leidenden Partei durch eine Anpassung an neue soziale
Gegebenheiten zu erhöhen. So wurde die Umschreibung der Familie als ein tragendes
Fundament unserer Gesellschaft, welche noch im Programm von 1987 eine zentrale
Stellung innehatte, durch eine Formulierung, die auch andere Gemeinschaftsformen als
diejenige der traditionellen Familie befürwortet, ersetzt. Während das «Solothurner
Programm» von 1987 als Schwerpunkt die drohende Umweltzerstörung thematisiert
hatte, ist das neue Programm weitgehend durch bestimmte Bereiche der
internationalen Politik geprägt: Einerseits forderte die CVP im Rahmen der
europäischen Integrationspolitik den Bundesrat auf, nach dem Abschluss der EWR-
Verhandlungen ein EG-Beitrittsgesuch zu stellen. Andererseits soll die Sicherheits- und
Neutralitätspolitik im veränderten europäischen Umfeld neu definiert werden; ebenso
sollen Lösungsansätze in der Migrations- und Asylproblematik durch ein striktes
Ausfuhrverbot von Kriegsmaterial gesucht werden. Die innenpolitischen Schwerpunkte
im Programm betrafen die Landwirtschafts- und Umweltpolitik, die Gentechnologie, die
Gleichstellung von Mann und Frau sowie einzelne Problembereiche aus der
Sozialpolitik. Die Delegiertenversammlung vom 4. Mai in Weinfelden (TG)
verabschiedete das Programm; in der Asylpolitik verlangten die Delegierten zudem eine
Straffung des Verfahrens, lehnten jedoch einen Vorstoss der zürcherischen CVP für
eine Beschränkung der Asylbewerberzahl auf 25'000 deutlich ab. Die Forderung nach
einem Europa der Regionen bildete den Schwerpunkt am Parteitag in Basel. 1

PARTEICHRONIK
DATUM: 10.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Rahmen des Schwerpunktes Familienförderung und als Beitrag zum internationalen
Jahr der Familie forderte die CVP in einem Manifest «Mehr Familie - mehr Gesellschaft
- mehr Solidarität» eine Modernisierung des Familien-Begriffes und eine Ausweitung
auf alleinerziehende Eltern und Drei-Generationen-Familien. Weitere Postulate sind
unter anderem die unverzügliche Einführung der Mutterschaftsversicherung, die
Angleichung der Kinderzulage in den Kantonen, die Anerkennung der Familienarbeit
durch die Sozialversicherungen, die Beseitigung von Steuervorteilen unverheirateter
Paare sowie die Einführung von Blockzeiten in der Schule. Daneben schlug die Partei
vor, dass sämtliche politischen Entscheide von Bund, Kantonen und Gemeinden durch
neu einzurichtende ständige Organe auf ihre Familienverträglichkeit hin zu prüfen
seien. Auf Antrag von Carlo Schmid erhielt das Manifest nur unverbindlichen Charakter
und soll als Diskussionsgrundlage dienen. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 24.01.1994
EVA MÜLLER

Mit einem weiteren Positionspapier «Perspektiven liberaler Lebensgestaltung»
verabschiedete die FDP verschiedene Postulate zur Gleichstellung der Geschlechter.
Konkret forderte sie den gleichen Zugang von Frauen und Männern zu allen Berufen und
Positionen, die Einführung von Blockzeiten an den Schulen, freiwillige Tagesschulen
sowie flexible Arbeitsformen und Teilzeitarbeit. Ferner trat sie für ein geschlechts- und
zivilstandsunabhängiges Sozialversicherungs- und Steuersystem ein. Die Forderungen
basieren auf einer im Auftrag der FDP erstellten Pilotstudie «Frau und Mann in
Wirtschaft und Gesellschaft der Schweiz». 3

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 23.01.1995
EVA MÜLLER

In ihrer Wahlplattform 95 «Die Schweiz muss wieder sozialer werden» sprach sich die
SP gegen die neoliberale Wirtschaftspolitik aus und forderte einen Ausbau des
Sozialstaats über Steuererhöhungen sowie Sparpotentiale, die sie im Strassenbereich,
in der Landwirtschaft, in der Landesverteidigung und im Zivilschutz ortete. Ausserdem
stellte die Partei «14 Thesen gegen die Erwerbslosigkeit» vor, in denen sie in einem
ersten Schritt die 40-Stunden-Woche, mittelfristig die 35-Stunden-Woche anstrebt. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 04.09.1995
EVA MÜLLER
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Eine Mehrheit der Kommission für soziale Sicherheit, Gesundheit, Familie und Sport
der CVP sprach sich ausserdem für die Zulassung der Abtreibungspille RU 486 als
medikamentöse Alternative zum chirurgischen Schwangerschaftsabbruch aus, wobei
die Verabreichung der Pille an strengste Auflagen geknüpft werden müsse. Ihre
grundsätzlich ablehnende Haltung in der Abtreibungsfrage behielt die CVP bei. 5

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 15.03.1996
EVA MÜLLER

Trotz den Bemühungen um ein klares Profil zerfiel die CVP bei der Abstimmung über
das revidierte Arbeitsgesetz - der als Kraftprobe zwischen Unternehmerinteressen und
Arbeitnehmerschutz eine hohe symbolische Bedeutung zukam - in zwei Lager. Während
der wirtschaftsnahe Flügel das Gesetz unterstützte, stiess es beim christlichsozialen
Flügel, bei den CVP-Frauen und bei vielen welschen Delegierten auf Opposition.
Umstritten war dabei insbesondere auch die Sonntagsarbeit, welche als
familienfeindlich taxiert wurde. Mit 120 zu 82 Stimmen beschlossen die Delegierten
schliesslich die Nein-Parole und setzten sich damit der harschen Kritik der anderen
bürgerlichen Parteien aus. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 09.11.1996
EVA MÜLLER

Ein SP-Positionspapier zur Zukunft des öffentlichen Dienstes wurde am Davoser
Parteitag zwar diskutiert, jedoch zur Überarbeitung an den Vorstand zurückgewiesen,
um einen Streit mit den Gewerkschaften insbesondere bezüglich
Arbeitszeitreduktionen zu verhindern. Das Positionspapier schlägt eine flexible
Reduktion der Wochenarbeitszeit im öffentlichen Dienst von 41 auf 33 Stunden vor. Als
Ausgleich für die Arbeitszeitreduktion um 20% würden die Löhne um durchschnittlich
6% gesenkt, wobei untere Einkommen geschont werden sollen. Damit könnten, so die
Hoffnung der SP-Spitze, bis zu 15'000 Arbeitsplätze geschaffen werden. 7

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 16.11.1996
EVA MÜLLER

In Basel-Stadt, wo die Novartis-Fusion hohe Wellen warf, trat die SP unter dem Slogan
«Wir sind konservativ» zu den kantonalen Wahlen an. Sie festigte damit das Bild der
bewahrenden Kraft in Bezug auf die soziale Sicherheit, Löhne und Arbeitsplätze, die
sich der Entmachtung der Politik durch eine anonyme Wirtschaft entgegenstemmt. 
Einen Sieg in diesem Sinne konnte die SP im Dezember mit der gewonnenen
Abstimmung über das revidierte Arbeitsgesetz verbuchen, gegen das sie zusammen mit
den Gewerkschaften das Referendum ergriffen hatte. 8

PARTEICHRONIK
DATUM: 01.12.1996
EVA MÜLLER

Ohne grosse Diskussionen sprachen sich sowohl Gesamtpartei als auch die FDP-Frauen
für den straflosen Schwangerschaftsabbruch innerhalb der ersten 14 Wochen aus. 9

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 20.08.1997
EVA MÜLLER

Die SVP sprach sich gegen jede Form von Fristenlösung beim Schwangerschaftsabbruch
aus. Nicht zuletzt dürfte sie dabei auch an die enttäuschten katholisch-konservativen
bisherigen CVP-Wähler insbesondere in der Innerschweiz gedacht haben. Die SVP-
Frauen, die sich im Verhältnis 3 zu 1 für die Fristenlösung ausgesprochen hatten,
wurden innerhalb der Partei einmal mehr marginalisiert.

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 18.10.1997
EVA MÜLLER

An einer Delegiertenversammlung in Luzern stellten die CVP-Frauen die von der
Mutterpartei jahrzehntelang vertretene Ablehnung des Schwangerschaftsabbruchs
radikal in Frage, indem sie sich mit 42 zu 4 Stimmen bei 6 Enthaltungen für eine
Fristenregelung beim Schwangerschaftsabbruch von 14 Wochen und damit für die
parlamentarische Initiative Haering Binder (sp, ZH) aussprachen. 
Die CVP hatte sich bisher konsequent sogar gegen eine soziale Indikation gewehrt und
im Schwerpunktprogramm von 1994 nur die medizinische und juristische Indikation
verankert. Die CVP-Frauen kritisierten insbesondere die unterschiedliche Handhabung
der Gesetzesbestimmungen in den einzelnen Kantonen und verlangten die
Entkriminalisierung des Schwangerschaftsabbruchs. Gleichzeitig forderten sie, dass
Verhütungsmittel leicht zugänglich und kassenpflichtig werden müssten. 
Der Entscheid der innerhalb der Partei zu einer eigenständigen Kraft erstarkten CVP-
Frauen stellte die Gesamtpartei vor eine Zerreissprobe. Sie vertagte die heikle
Schwangerschaftsabbruch-Debatte auf eine ausserordentliche
Delegiertenversammlung im August und setzte eine von der Solothurner Ständerätin
Rosmarie Simmen präsidierte Arbeitsgruppe ein. Diese arbeitete zwei Modelle für einen

PARTEICHRONIK
DATUM: 19.11.1997
EVA MÜLLER
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straflosen Schwangerschaftsabbruch in den ersten zwölf Wochen aus: Während das
«Schutzmodell mit Beratungspflicht» den Entscheid nach einer obligatorischen
Beratung letztlich der Frau selbst überlassen wollte, hätte das «Indikationenmodell»
Abtreibung nur bei einer medizinischen Notlage, nach einer Vergewaltigung oder bei
Inzucht erlaubt, wobei eine Fachperson diesen Entscheid getroffen hätte. 
Nachdem eine Mehrheit der CVP-Bundeshausfraktion das Indikationenmodell
unterstützt hatte, entschieden sich die CVP-Delegierten im August mit 182 zu 91
Stimmen überraschend für das Schutzmodell. Die CVP-Frauen, deren oberstes Ziel es
war, dass der Abtreibungsentscheid letztlich bei der Frau liegt, zeigten sich mit dem
Kompromissvorschlag zufrieden. Im November war das CVP-Modell in der
vorberatenden Kommission des Nationalrates dann allerdings chancenlos; diese sprach
sich für den straflosen Schwangerschaftsabbruch in den ersten 14 Wochen aus. Damit
ist die CVP weiterhin im Dilemma. Immerhin machte der Entscheid der CVP klar, dass
sich die Partei weiter vom konservativ-katholischen Wählersegment löst und die
konfessionelle und gesellschaftliche Öffnung, die sie nach den verlorenen
Nationalratswahlen 95 ankündigte, ohne Rücksicht auf kurzfristige Wählerverluste auch
umsetzen will. 10

In der Antwort auf den IDA FiSo-2-Bericht forderte der SP-Vorstand einen Ausbau des
Sozialstaates und nannte die Einführung einer Mutterschaftsversicherung, die
Flexibilisierung des Rentenalters, einen eigenständigen Anspruch ausgesteuerter älterer
Arbeitsloser auf Ergänzungsleistungen, die Erhöhung des Beitragsplafonds bei der ALV
auf 243'000 CHF, die bessere Absicherung der Teilzeitarbeit, ein eidgenössisches
Minimum für Kinderzulagen (200 CHF) und ein Recht auf Existenzsicherung als
vordringliche Massnahmen, wobei eine höhere Gewinnausschüttung der Nationalbank
an die Kantone für einen Lastenausgleich sorgen soll. 11

PARTEICHRONIK
DATUM: 02.02.1998
URS BEER

Im Grundsatz standen die FDP-Frauen der Einführung einer Mutterschaftsversicherung
positiv gegenüber, allerdings bestand über die Frage der Finanzierung noch kein
Konsens. Auch die Mehrheit der Fraktion machte die Schaffung einer
Mutterschaftsversicherung von einer sauberen Finanzierungsgrundlage abhängig.
Bezüglich Schwangerschaftsabbruch sprach sie sich mehrheitlich für die Straffreiheit
und gegen die Zwangsberatung aus, da diese zu unerwünschter staatlicher
Einflussnahme führe und der Selbstverantwortung der Frau nicht gerecht werde. 12

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 01.10.1998
URS BEER

Das gleichzeitig beschlossene Förderungsprogramm zur Halbierung der Arbeitslosigkeit
wurde während zweier Stunden ausgiebig diskutiert. Im Zentrum des Programms
standen Innovationen in die Bildung, die Förderung der KMU, die Sicherung der
öffentlichen Infrastruktur, Arbeitszeitverkürzungen und Beschäftigungsprogramme. 

Einem Antrag der Sektion Lausanne 3, die Strommarktliberalisierung grundsätzlich
nicht gutzuheissen, wurde stattgegeben. Ebendiese Absage an die
Strommarktliberalisierung brachte SP-Frauenpräsidentin Jacqueline Fehr (ZH) auf den
Plan. In einem Brief an die Parteileitung kritisierte sie das planlose und beliebige
Vorgehen der SP im Wahljahr. Der «naive» Strommarkt-Beschluss der Partei sei ein
deutliches Zeichen dafür, dass die Partei die Diskussion um Liberalisierung und
Modernisierung scheue, ausser einem pauschalen Nein jedoch keine Lösungsvorschläge
zustande bringe. 13

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 02.06.1999
DANIEL BRÄNDLI

An einer vorwiegend von Frauen besuchten Tagung in Solothurn präsentierten die
Freisinnigen eine Petition zur Einführung von familienunterstützenden
Tagesstrukturen bei der Kinderbetreuung: Tagesschulen und ganztägige
Betreuungsangebote seien zu fördern. Die Musterpetition orientiert sich inhaltlich am
sogenannten Tessiner Modell und soll in den Kantonsparlamenten eingereicht werden.
Für Vizepräsidentin Marianne Kleiner ist die Forderung nach Betreuungsangeboten
primär ein wirtschaftliches Argument: Die FDP sei weder gewillt, das wirtschaftliche
Potential von Frauen, die Kinder betreuen, brach liegen zu lassen, noch den Verzicht
vieler karrierebewusster Frauen auf eigene Kinder hinzunehmen. Die Finanzierung blieb
an der Tagung jedoch umstritten. An derselben Tagung wurde auch eine Resolution der
Aargauer Nationalrätin Christine Egerszegi verabschiedet, die vom Ständerat verlangt,
einer Fristenlösung nicht länger im Weg zu stehen. 14

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 26.06.2000
DANIEL BRÄNDLI
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In einer Pressekonferenz übte die SP Ende Juli Kritik an Bundesrat Villigers
Familiensteuerreform. Die Reform sei ein Etikettenschwindel und ein Steuergeschenk
an die Reichen. Nationalrätin Jacqueline Fehr (ZH) führte an, dass das
einkommensschwächste Drittel der Bevölkerung nicht von der Reform profitieren
könne, weil es gar keine Bundessteuern entrichte. Eben dieses Drittel hätte indes eine
Verbesserung der finanziellen Lage am nötigsten. Als Alternative schlug die SP ein
Massnahmenpaket vor, welches Kinder und Jugendliche von Krankenkassenprämien
befreien soll, die Einführung von eidgenössischen Kinderrenten vorsieht und
Ergänzungsleistungen für Familien fordert. Ausserdem will die SP die vorschulischen
Kinderbetreuungsangebote stärker fördern und eine Mutterschaftsversicherung
einrichten, welche über 14 Wochen hinweg 80 Prozent des Lohns garantiert. 15

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 27.07.2000
DANIEL BRÄNDLI

Als der Ständerat im September die Fristenregelung ohne Beratungspflicht dem CVP-
Vorschlag vorzogen hatte, drohte CVP-Präsident Durrer mit einem Referendum. Der
Ständerat hatte die Straflosigkeit von 14 auf 12 Wochen reduziert und schwangere
Frauen zu einer schriftlichen Erklärung ihre Notlage verpflichtet. Gegen ein
Referendum setzten sich allerdings die CVP-Frauen zur Wehr. Nationalrätin Dormann
(LU) erklärte, man wolle bei einer Abstimmung lieber auf der Seite der ständerätlichen
Variante stehen, als im Lager der Abtreibungsgegner. 16

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 23.09.2000
DANIEL BRÄNDLI

Als letzte Partei nach der SP, der CVP und FDP nahm die SVP Stellung zur
Familienpolitik. Sie verlangte eine steuerliche und rechtliche Privilegierung der
klassischen Familie gegenüber anderen Lebensgemeinschaften. Fristenregelung,
staatlich geförderte Krippen und eine Mutterschaftsversicherung lehnte sie ab. 17

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 11.07.2001
MAGDALENA BERNATH

An der Delegiertenversammlung in Herisau zog die Mehrheit der Anwesenden den
Vorschlag von Gewerbeverbandsdirektor Pierre Triponez und der FDP Frauen für einen
14-wöchigen Mutterschaftsurlaub dem der Parteileitung vor, die das Modell des
Bundesrats unterstützte. Die vom Nationalrat gutgeheissene Finanzspritze des Bundes
von jährlich 100 Mio Fr. für familienexterne Betreuungsplätze wurde unter dem
Vorbehalt gutgeheissen, dass die auf zehn Jahre befristete Anstossfinanzierung
spätestens nach fünf Jahren einer Erfolgskontrolle unterzogen werde. 18

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 20.08.2001
MAGDALENA BERNATH

An ihrer Delegiertenversammlung in Winterthur beschloss die SP die Ja-Parole zum
Uno-Beitritt der Schweiz und zur Initiative „für eine kürzere Arbeitszeit“. 19

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 10.12.2001
MAGDALENA BERNATH

An ihrem Parteitag in Landquart (GR) beschlossen die Delegierten der SVP die Nein-
Parole zur Volksinitiative "für eine kürzere Arbeitszeit". Parteipräsident Ueli Maurer
übte Kritik an der bundesrätlichen Informationspolitik zur UNO-Vorlage, welche die SVP
bereits im November 2001 zur Verwerfung empfohlen hatte. Nach kurzer Diskussion –
Einwände kamen von den Gesundheitsdirektoren der Kantone Aargau und Thurgau und
von Ärzten – beschlossen die SVP-Delegierten einstimmig und ohne Enthaltung, eine
Krankenkasseninitiative vorzubereiten. Die geplante Krankenkasse soll analog zur
Altersvorsorge auf drei Säulen aufbauen: Die erste Säule mit der obligatorischen
Grundversicherung umfasst bei eingeschränkter Arztwahl nur noch existenziell
notwendige Leistungen; in der zweiten Säule, welche eine Aufnahmepflicht für die
Versicherer vorsieht, können zusätzliche Leistungen bei freier Arztwahl versichert
werden; die dritte Säule ist den bisherigen auf dem Privatversicherungsrecht
beruhenden Zusatzversicherungen vorbehalten. Mit diesem Modell hofft die SVP, 20%
der Prämienkosten einzusparen. 20

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 14.01.2002
MAGDALENA BERNATH

An ihrer Delegiertenversammlung vom Januar beschlossen die Christlichdemokraten
mit lediglich einer Gegenstimme die Ja-Parole zur UNO-Beitrittsinitiative; die
Volksinitiative zur 36-Stunden-Woche hatte der Vorstand zur Ablehnung empfohlen.
Nach einer engagierten Diskussion verabschiedeten die Delegierten mit 143:66 Stimmen
eine Resolution, welche die Erweiterung des bundesrätlichen Gegenvorschlags zur
Avanti-Initiative verlangte. Der Urner Ständerat Hansueli Stalder, der unterstützt von
der Jungen CVP den Verzicht auf die zweite Gotthardröhre gefordert hatte, war zuvor

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 21.01.2002
MAGDALENA BERNATH
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knapp unterlegen. Im Anschluss an die ordentliche Delegiertenversammlung führte die
CVP mit einer Soirée des Délégués ein Polit-Happening mit kulinarisch-kulturellem
Programm nach dem Vorbild der US-amerikanischen Parteitage durch, das gemäss
Generalsekretär Reto Nause den inneren Zusammenhalt der Partei unterstreichen
soll. 21

An ihrer Delegiertenversammlung in Brig, welche innert Jahresfrist bereits zum zweiten
Mal im Wallis stattfand, empfahl die SVP sowohl die Vorlage zur Fristenregelung als
auch die Volksinitiative "für Mutter und Kind" zur Ablehnung. Mit ihrem Nein zur
Fristenregelung desavouierte sie die SVP-Frauen, deren Vorstand vorgängig die Ja-
Parole beschlossen hatte. 22

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 08.04.2002
MAGDALENA BERNATH

Im April beschlossen die CVP-Frauen mit Zweidrittelmehrheit gegen die Empfehlung
der Parteileitung und der Fraktion die Ja-Parole zur Fristenregelung und unterstützten
damit CVP-Bundesrätin Ruth Metzler. Eine Woche später sagten die Delegierten der
CVP hingegen Nein sowohl zur Fristenregelung als auch zur Volksinitiative "für Mutter
und Kind". Mit der Absage an die Fristenregelung wollten sie ihrem "Schutzmodell", das
ein Beratungsobligatorium vorschreibt, zum Durchbruch verhelfen. 23

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 29.04.2002
MAGDALENA BERNATH

Anfang Juli verlangte die SP in ihrem Massnahmenpaket "Mit Kindern rechnen" eine
bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie, die Stärkung der Familien unter anderem
durch einheitliche Kinderzulagen und den Abzug des Kindergelds nicht vom
steuerbaren Einkommen, sondern direkt vom geschuldeten Steuerbetrag (wie dies in
Baselland üblich ist) sowie ein familienfreundliches Lebensumfeld mit
kinderfreundlicher Infrastruktur. Ende Monat forderte sie mehr Anlegerschutz und
Sicherheit auf den Finanzmärkten. Die Missbräuche der letzten Zeit hätten gezeigt, dass
eine Börsenaufsicht, welche nach dem Selbstregulierungsprinzip funktioniere, nicht
genüge; nötig sei eine staatliche Finanzmarktaufsicht, wie sie Frankreich, Deutschland
und die USA kennen. 24

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 30.07.2002
MAGDALENA BERNATH

An ihrem Parteitag in Herisau beschlossen die Delegierten der CVP die Nein-Parole zur
SVP-Goldinitiative und die Ja-Parole zum bundesrätlichen Gegenvorschlag mit der
Solidaritätsstiftung. Sie verabschiedeten ein von der Generalsekretärin von Pro Familia,
Nationalrätin Lucrezia Meier-Schatz, verfasstes Positionspapier "Ihre Familie ist die
Zukunft der Schweiz", welches Entlastungen für Familien forderte. Dabei ging die CVP
vom Ideal der traditionellen Familie aus, wollte aber ausdrücklich auch
Einelternfamilien unterstützen, und erwähnte auch die Grosseltern. Die Junge CVP
vermisste Hinweise auf den Ausbau von Kinderkrippenplätzen, den Blockunterricht und
Tagesschulen. 25

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 02.09.2002
MAGDALENA BERNATH

Im Mai verabschiedeten die CVP-Frauen einen Forderungskatalog, der ihnen auch als
Programm für die eidgenössischen Wahlen vom Herbst dienen sollte. Darin verlangten
sie ein Bundesgesetz über Familienzulagen, Ergänzungsleistungen für erwerbstätige
Eltern mit niedrigem Einkommen, Entlastungen bei der direkten Bundessteuer für
Familien mit mittleren Einkommen sowie einen Steuerabzug für Personen, die zu Hause
Angehörige pflegen. Weiter sollten alle Kantone dafür sorgen, dass bei häuslicher
Gewalt die Täter und nicht die Opfer die gemeinsame Wohnung verlassen müssen. 26

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 05.05.2003
MAGDALENA BERNATH

An ihrer Delegiertenversammlung in Genf präsentierte sich die CVP als Partei der
Familien: Einstimmig und ohne Enthaltung hiess sie einen bezahlten Urlaub für
erwerbstätige Mütter gut, obwohl das Parlament die Vorlage zur
Mutterschaftsversicherung noch nicht zu Ende beraten hatte; die Stellungnahme war als
Antwort auf die Referendumsdrohung der SVP gedacht. Im Hinblick auf die
eidgenössischen Wahlen vom Herbst warb Parteipräsident Philipp Stähelin in seiner
Rede „Nachwuchs fördern heisst Renten sichern“ dafür, der Familienpolitik einen
neuen Stellenwert einzuräumen. 27

WAHLEN
DATUM: 27.08.2003
MAGDALENA BERNATH
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Am 1. Juni startete die Partei mit der Präsentation ihres Wahlprogramms in den
offiziellen Wahlkampf 2007. Unter dem Motto „Renouveau 07“ setzten Generalsekretär
Reto Nause und Parteipräsidentin Doris Leuthard die Schwerpunkte bei der Stärkung
der Familie, der Schaffung von Arbeitsplätzen und deren Vermittlung an die junge
Generation sowie bei der sozialen Sicherheit. 28

WAHLEN
DATUM: 02.06.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

An ihrer Delegiertenversammlung in Sursee am 20. Januar beschloss die CVP ihre
Wahlplattform. Wichtige Postulate im kurz gehaltenen „Wahlvertrag“ der CVP waren die
steuerliche Entlastung der Familien, die bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf
und das Recht auf ausserfamiliäre Kinderbetreuung. Gefordert wurden in der
Wahlplattform zudem ein „Jugendförderungs- und Jugendschutzgesetz“ sowie ein
obligatorischer Menschenrechtsunterricht an den Schulen. Im Bereich Integration
waren wichtige Punkte in der Wahlplattform die Förderung des Spracherwerbs von
Kindern ausländischer Herkunft und der obligatorische Besuch von Klassenlagern sowie
des Turn- und Schwimmunterrichts. Die CVP gab sich zudem ein stärkeres
ökologisches Profil. So waren im Wahlvertrag unter anderem folgende umweltpolitische
Forderungen enthalten: Verbot von Dieselfahrzeugen ohne Partikelfilter, Importzölle für
„Benzinfresser“, Verschärfung der technischen Vorschriften für Haushaltsgeräte,
höhere Abgaben für den Transitschwerverkehr, Verbindlicherklärung des
Minergiestandards für Neubauten und Totalsanierungen bis 2012, Förderung von
Alternativenergien und Ausbau der Wasserkraft. Die Option neuer Kernkraftwerke hielt
sich die Partei ausdrücklich offen. Der Wahlvertrag war wenig umstritten und wurde mit
218:1 Stimmen verabschiedet. Zudem befassten sich die CVP-Delegierten auch mit der
Initiative für eine Einheitskrankenkasse, zu der sie mit 262 zu 5 Stimmen die Nein-
Parole beschlossen. 29

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 20.01.2007
SABINE HOHL

An ihrer Delegiertenversammlung Ende Juni in Freiburg diskutierte die SP über die
Bildungs- und Familienpolitik. Die gesamtschweizerische Harmonisierung des
Bildungswesens durch das Konkordat Harmos wurde positiv beurteilt. Die Delegierten
verabschiedeten ein Thesenpapier zur Bildung, in dem unter anderem die
flächendeckende Einführung von Gratis-Tagesschulen gefordert wurde. Keine Chance
hatte ein Antrag von Chantal Galladé (ZH), die freie Schulwahl nicht abzulehnen. Galladé
hatte argumentiert, bereits heute könnten reiche Familien faktisch durch Umzug die
Schule wählen. Mit der freien Schulwahl würde daher die Chancengleichheit erhöht.
Gegner der freien Schulwahl argumentierten insbesondere mit den hohen Kosten, die
diese verursachen würde. Bezüglich der Finanzierung von Kinderkrippen fiel das Fazit
der Delegierten anders aus als noch im März 2007, als entschieden worden war, das
Modell der Betreuungsgutschriften weiterzuverfolgen. Nun wurde dieses zur
Überarbeitung an die Parteileitung zurückgewiesen. Zurzeit kommen nur Personen mit
tiefem Einkommen über subventionierte Krippenplätze in den Genuss staatlicher
Unterstützung. Betreuungsgutscheine könnten auch Familien der Mittelschicht
entlasten. Vor allem Delegierte aus der Romandie kritisierten jedoch dieses Modell. Die
SP-Delegierten fassten folgende Abstimmungsparolen: Ja zur Volksinitiative „für eine
vernünftige Hanfpolitik mit wirksamem Jugendschutz“, Ja zum revidierten
Betäubungsmittelgesetz und Nein zur Volksinitiative für die Beschränkung des
Verbandsbeschwerderechts. 30

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 30.06.2008
SABINE HOHL

Anfang Dezember fand eine ausserordentliche Delegiertenversammlung der SVP in
Pfäffikon (SZ) statt, an der die Lancierung einer „Familieninitiative“ beschlossen wurde.
Mit dieser Volksinitiative fordert die SVP, dass Eltern, die ihre Kinder selber betreuen,
ein mindestens so hoher Steuerabzug gewährt wird wie Eltern, die ihre Kinder
familienextern betreuen lassen. Es soll mit anderen Worten ein „Eigenbetreuungsabzug“
im Steuerharmonisierungsgesetz eingeführt werden. Die Initiative stellt eine Reaktion
auf den Entscheid des Parlaments in der Herbstsession dar, einen
Fremdbetreuungsabzug in der Höhe von maximal 10'000 Fr. einzuführen. Die SVP sieht
darin eine Diskriminierung von Frauen, die ihre Kinder selber betreuen. 31

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 07.12.2009
SABINE HOHL

01.01.90 - 01.01.20 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Zu Beginn des Berichtsjahrs kündigte die CVP an, im Gegensatz zu allen anderen
Parteien keine Initiative zu planen. Konkordanz sei wichtiger als Veto und Blockade und
man stehe dem zunehmenden Gebrauch von Initiativen als Wahlkampfinstrument eher
skeptisch gegenüber. Ende 2010 kam die Partei allerdings auf diesen Entscheid zurück
und gab bekannt, ebenfalls ein Volksbegehren zu planen. 2011 wurden unter dem Motto
„Familien stärken“ dann gleich zwei Initiativen lanciert, welche die Steuerbefreiung von
Kinder- und Ausbildungszulagen sowie die Abschaffung der Heiratsstrafe (finanzielle
steuerliche Benachteiligung von verheirateten Doppelverdienern) fordern. 32

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.2010
MARC BÜHLMANN

Im März sprang die CVP auf den Zug der Parteien auf, die eigentliche
Wahlkampfinitiativen lancierten. Hatten sich die Christdemokraten 2010 noch gegen
die Instrumentalisierung direktdemokratischer Mittel im Wahlkampf ausgesprochen,
kündigten sie im März 2011 gleich zwei eigene Initiativen zum Kernthema Familie an: Die
eine verlangt die Beseitigung der Diskriminierung von Ehegatten im Vergleich zu
Konkubinatspaaren bei der Besteuerung und der AHV. Die andere zielt auf die
Steuerbefreiung der Kinderzulagen ab. Lanciert wurden beide Anfang Mai an der
Delegiertenversammlung in Chur. Die Parteileitung betonte, dass es sich bei den
Vorstössen nicht um „Wahlgags“ handle, sondern dass man damit Kernanliegen
durchsetzen wolle. Seit Jahrzehnten hätte die CVP keine Initiative mehr lanciert, da sie
90% ihrer Forderungen im Parlament durchbringe. 33

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 09.05.2011
MARC BÜHLMANN

Wie die anderen grossen Parteien wollte auch die SVP den eigenen Anhang mittels
verschiedener Volksbegehren mobilisieren. Im Stadium der Unterschriftensammlung
waren die Familieninitiative, mit der eine steuerliche Gleichbehandlung der Fremd-
und Eigenbetreuung von Kindern gefordert wird und die Initiative für eine Volkswahl
des Bundesrates. Beide Begehren wurden noch vor den Wahlen eingereicht. Im Juli des
Berichtsjahres lancierte die SVP zudem eine weitere Initiative, mit der sie ihre
Themenführerschaft in der Migrationspolitik bekräftigte. Mit der Initiative „gegen
Masseneinwanderung“, mit der in der Folge in zahlreichen Inseraten Werbung für die
Partei gemacht wurde, will die Partei die Zuwanderung in die Schweiz gezielter steuern.
Die Initiative greift damit auch das Personenfreizügigkeitsabkommen mit der EU an. 34

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.07.2011
MARC BÜHLMANN

Nicht nur mit ihren beiden Initiativen, sondern auch mit weiteren Forderungen
bekräftigte die CVP ihren Anspruch als Leaderin in der Familienpolitik. An ihrem
Parteitag in Wil Ende August verabschiedeten die CVP-Delegierten eine Resolution, mit
der sie auf eine Stärkung der Familie zielten. Unbezahlter Elternschaftsurlaub,
finanzielle Entschädigung für die Pflege von Angehörigen, Kindergeld, staatliche
Angebote zur Elternbildung und eine bessere Infrastruktur für die ausserschulische
Betreuung von Kindern wurden gefordert. Zudem setzten sich CVP-Parlamentarier
verstärkt für einen Familienartikel in der Bundesverfassung ein. 35

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 22.08.2011
MARC BÜHLMANN

An der Delegiertenkonferenz in Saint-Maurice, der ersten mit Philipp Müller als neuem
Präsidenten, präsentierte die FDP ein neues Positionspapier zu einer liberalen
Familienpolitik. Handlungsbedarf gebe es laut dem Papier bei der Schaffung von
vorschulischen Betreuungsplätzen. Das Unternehmertum und private Initiativen beim
Aufbau von Kinderkrippen sollen gefördert werden, die Fremdbetreuung von den
Steuern abgezogen werden können und die unnötige Bürokratie für die Führung von
Krippen verschlankt werden. Zudem sollen Tagesschulen zur Norm werden und mit
Teilzeitstellen auch auf Kaderebene sowie der Förderung von Telearbeit soll der
Nachfrage nach flexiblen Lösungen von Arbeitnehmern während der Familienphase
begegnet werden. Insbesondere die FDP-Frauen begrüssten das Papier, mit dem die
bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf angestrebt werde. Allerdings wehrte sich
zumindest ein Teil der FDP dagegen, dass Familienpolitik eine Aufgabe des Bundes sein
solle. Gegen den Familienartikel, der in der Verfassung festgeschrieben werden soll und
im Sommer in den Räten angenommen wurde, stellten sich 16 Nationalräte der FDP. Die
neun Befürworter liessen bereits einen parteiinternen Graben in dieser Frage
erahnen. 36

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 25.06.2012
MARC BÜHLMANN
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Rechtzeitig auf die 100-Jahr-Feier Ende Oktober reichte die CVP die nötigen
Unterschriften für ihre beiden Familien-Initiativen ein. Will das erste Begehren Kinder-
und Ausbildungszulagen von den Steuern befreien, soll die zweite Initiative die
Heiratsstrafe, also die Benachteiligung von Ehepaaren bei Steuern und
Sozialversicherungen, beseitigen. Zwar wurde es letztlich auch für die CVP knapp –
Ende September wurde gar per SMS für Unterschriften geworben – anders als die
Bürokratie-Stopp-Initiative der FDP schafften aber beide Begehren das
Unterschriftenquorum. Das Steuerbefreiungsbegehren wurde mit 118'425 gültigen
Unterschriften und die Initiative gegen die Heiratsstrafe mit 120'161 gültigen
Unterschriften eingereicht. Die Themen Familie und Mittelstand sollen laut CVP auch
zukünftig mit Volksbegehren bearbeitet werden. 37

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 27.10.2012
MARC BÜHLMANN

Bei der Familieninitiative, über die am 24. November abgestimmt wurde, musste die
SVP die zweite Niederlage im Berichtjahr einstecken. Wie schon im Juni bei der
Volkswahlinitiative, lehnte auch Ende Jahr eine Mehrheit der Stimmbürgerschaft das
Begehren ab. Eine Parallele bei den beiden Initiativen zeigte sich auch in der
parteiinternen Kritik. Rund zwei Wochen vor der Abstimmung zur Familieninitiative
kritisierten die SVP-Regierungsräte Rosmarie Widmer-Gysel (SH), Ernst Landolt (SH),
Alex Hürzeler (AG), Jakob Stark (TG), Monika Knill (TG) und Köbi Frei (AR) das Begehren,
weil es mit Mehrkosten verbunden sei und falsche Erwartungen wecke. 38

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 24.01.2013
MARC BÜHLMANN

Mitte April, also rund eineinhalb Monate nach dem Scheitern des Familienartikels an der
Urne, dachte die SP-Geschäftsleitung laut über ein neues Begehren nach, welches die
Familienpolitik stärken soll. Die Mehrheit der Bevölkerung sei für die Festschreibung
einer Stärkung von Familien in der Verfassung gewesen. Das Hauptanliegen der am
Ständemehr gescheiterten Idee, genügend Krippenplätze für Familien zu schaffen, die
solche wünschten, sei ebenfalls wieder aufzunehmen. Zusätzlich wollen die Genossen
die Kinderzulagen absichern und ausbauen. Geplant wurden zudem Vorstösse im
Parlament, mit denen die gesellschaftliche und wirtschaftliche Stärkung von Familien
gefordert werden sollen. 39

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 14.04.2013
MARC BÜHLMANN

Insbesondere bei den Abstimmungsvorlagen, die am 3. März des Berichtjahrs an die
Urne gelangten, tat sich die FDP schwer mit der Parolenfassung. Umstritten waren
dabei nicht nur der Familienartikel, sondern auch die Beschlussfassung zum revidierten
Raumplanungsgesetz (RPG). Die Nein-Parole zur Festschreibung eines Artikels zur
Familienpolitik in der Verfassung war von der Präsidentenkonferenz gefällt worden, was
nicht nur parteiintern Protest auslöste, sondern auch zu abweichenden Empfehlungen
der FDP-Frauen und nicht weniger als sechs Kantonalsektionen führte: Ein Ja
empfahlen die FDP-Sektionen der Romandie (GE, JU, NE, VD) sowie des Kantons Bern,
während sich die FDP-Kantonalsektion Basel-Stadt für Stimmfreigabe entschloss. Das
an der Delegiertenversammlung in Zürich Anfang Februar nur relativ knapp mit 185 zu
85 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) zustande gekommene Nein zum RPG, die abweichende
Ja-Empfehlung der FDP-Frauen und die vier abweichenden Kantonalsektionen (AG, BE,
LU, NE) waren Indikatoren für die parteiinterne Umstrittenheit in der
Raumplanungspolitik. Hauptargument gegen das revidierte Gesetz war die Angst vor der
extremeren Landschaftsinitiative, die bei einem Nein zum RPG an die Urne gekommen
wäre. Bereits im Oktober des Vorjahres hatte sich der Freisinn mit 236 zu 8 Stimmen
bei drei Enthaltungen gegen die Abzockerinitiative ausgesprochen. Hier wich die
Sektion des Kantons Tessin ab, die ein Ja empfahl. In zwei der erwähnten drei
umstrittenen Vorlagen traf die FDP mit ihrer Parole nicht die Mehrheitsmeinung (RPG,
Abzocker). Dies passierte ihr bei den restlichen acht Vorlagen nur noch bei ihrer Ja-
Empfehlung zur Erhöhung der Gebühr für die Autobahnvignette, die nach einer hitzigen
Debatte Mitte Oktober in Genf mit 110 zu 58 Stimmen beschlossen wurde – gegen das
vorgebrachte Argument, es handle sich um eine Zweckentfremdung fiskalischer
Einnahmen aus dem Strassenverkehr. Die junge FDP beschloss hierzu auf Opposition
zur Mutterpartei zu machen und ein Nein zu empfehlen. Bei den restlichen sieben
Vorlagen traf die FDP mit ihrer parteiintern unbestrittenen Empfehlung jeweils den
Mehrheitswillen der Stimmbevölkerung. Das Nein zur Initiative für eine Volkswahl des
Bundesrates kam mit 198 zu 5 Stimmen zustande und das Ja zur Asylgesetzrevision
wurde mit 207 zu einer Stimme an der Delegiertenversammlung im Mai in Baden
gefasst. Ebenso deutlich waren die Abfuhren der GSoA-Initiative zur Abschaffung der
Wehrpflicht (213 zu 5 Stimmen bei 2 Enthaltungen) und der 1:12-Initiative (201 zu 1
Stimme). Die Revision des Arbeitsgesetzes wurde einstimmig zur Annahme empfohlen.

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 14.10.2013
MARC BÜHLMANN
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Während diese drei Vorlagen an der Delegiertenversammlung Ende August in Thun
diskutiert wurden, beschloss die Präsidentenkonferenz bereits vorher das Ja zum
Epidemiengesetz. Neben dem Beschluss zur Autobahnvignette wurde an der
Delegiertenversammlung in Genf Mitte Oktober mit 146 zu 8 Stimmen auch ein
deutliches Nein gegen die SVP-Familieninitiative beschlossen – Parteipräsident Müller
bezeichnete das Begehren als Unsinn, der kein Privileg der Linken sei. 40

Die SVP zeigte sich im Frühling erfreut über das Scheitern des Familienartikels am
Ständemehr. Als vehemente Gegnerin interpretierte sie das Nein als Zeichen für den
Wunsch nach starken, eigenständigen Familien. Ursprünglich hatte die Volkspartei gar
eine Abstimmungsbeschwerde im Kanton Bern eingereicht, mit der sie eine
Verschiebung der Abstimmung erzwingen wollte, bis die Frage der Folgekosten des
Familienartikels geklärt sind; die Berner Regierung war allerdings nicht auf die
Beschwerde eingegangen. Die SVP-eigene Vorstellung von Familienpolitik sollte mit der
hausgemachten Familieninitiative umgesetzt werden. Rund einen Monat vor der
Abstimmung machte die SVP ihrem Ärger gegen eine von der Schweizerischen Akademie
für Geistes- und Sozialwissenschaften (SAGW) in Auftrag gegebene Studie Luft, die zum
Schluss kam, dass die Initiative den Anreiz dämpfe, dass beide Elternteile einer
Beschäftigung nachgehen. Die SAGW sei vom Staat subventioniert und dürfe sich
deshalb nicht in Abstimmungen einmischen. Auch die Nein-Empfehlung der FDP führte
zu einigen Verstimmungen zwischen den beiden rechtsbürgerlichen Parteien. Letztlich
wurde die Familieninitiative an der Urne aber mit 41,5% Ja-Stimmen relativ deutlich
verworfen. 41

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 20.10.2013
MARC BÜHLMANN

Innerhalb der Partei sorgte die Familienpolitik für einigen Wirbel. Noch 2012 hatte die
FDP mit einem Positionspapier für eine liberale Familienpolitik auf sich aufmerksam
gemacht. Anfang Jahr hatte die Präsidentenkonferenz dann allerdings mit einem Nein
zum Familienartikel einige FDP-Mitglieder und insbesondere die Frauensektion vor den
Kopf gestossen. Die Differenzen innerhalb des Freisinns bezüglich seiner
Familienpolitik kamen mit der SVP-Familieninitiative ein zweites Mal zu Tage. Mitte April
sprach sich der Berner Nationalrat Christian Wasserfallen für eine Unterstützung des
SVP-Begehrens aus. Es müsse ein Zeichen für die traditionelle Familie gesetzt werden.
Die Partei fasste dann im Oktober allerdings eine überraschend deutliche Nein-Parole,
was ihr prompt geharnischte Kritik seitens der SVP bescherte. 42

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.10.2013
MARC BÜHLMANN

Als Wahlziel der CVP für die eidgenössischen Wahlen 2015 definierte ihr abtretender
Parteipräsident Christophe Darbellay (cvp, VS) einen Wählerinnen- und Wähleranteil
von 14 Prozent. Mit Konzentration auf die Familienpolitik und die Verteidigung des
Mittelstandes wollte Darbellay also 1.7 Prozentpunkte zulegen. Entsprechend war auch
der Slogan des Wahlprogramms 2015: «Die Schweiz – unsere Familie». Gemäss
Programm sollen Familie und Mittelstand unter anderem durch stabile Sozialwerke, ein
leistungsstarkes Bildungssystem, eine gesunde und intakte Umwelt und eine
konstruktive Migrationspolitik gestärkt werden. In den Medien wurde prognostiziert,
dass die CVP wohl erneut zu den Verliererinnen gehören werde. In 16 kantonalen
Wahlen habe sie verloren und obwohl sie die «Königin der Abstimmungen» sei – auch
2015 gehörte die CVP gemessen an ihren Parolen bei fast allen Abstimmungen zu den
Siegerinnen –, habe sie es bei den Wählenden schwer, titelte etwa der Tages-Anzeiger.
Diese Brückenbauerfunktion bei Abstimmungen nütze ihr bei den Wahlen nichts,
befand auch die NZZ. Die Partei habe zwar mit Doris Leuthard eine «populäre
Bundesrätin», der «Spagat zwischen den konservativen Stammlanden und dem
progressiven Mittelstand» mache der Partei aber zu schaffen, urteilte der Sonntags-
Blick. Und auch Le Temps sah das Problem der Partei vor allem darin, dass sie «entre
fermeté et humanisme» oszilliere. Auch die geplatzte Allianz mit der BDP dürfte der
CVP kaum helfen, zu wachsen, vermutete die NZZ. 43

WAHLEN
DATUM: 18.10.2015
MARC BÜHLMANN
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Die CVP konnte das Wahljahr 2015 mit einer ihrer beiden Familien-Initiativen einläuten.
Nur selten hatte die CVP bisher mit Volksinitiativen operiert. Mit ihren beiden Begehren
wollten sich die Christlichdemokraten aber im Wahljahr als traditionelle Familienpartei
positionieren. Allerdings hat es die Familienpolitik in der Schweiz traditionell schwer an
der Urne, wie die Zeitung LeTemps am Beispiel der Mutterschaftsversicherung
vorrechnete, die zwar 1945 in der Verfassung festgeschrieben, aber erst 2005
umgesetzt worden sei. 
Dass Familienpolitik in der Tat ein schwieriges Pflaster zu sein scheint, zeigte die
deutliche Ablehnung des ersten der beiden CVP-Volksbegehren: Anfang März
entschieden die Stimmbürgerinnen und -bürger überaus deutlich gegen das Anliegen
der Christlichdemokraten, das eine Steuerbefreiung von Kinder- und
Ausbildungszulagen verlangt hatte. Die VOX-Analyse zeigte, dass auch die
Anhängerschaft der CVP ihre Partei ziemlich im Stich gelassen hatte. Nur knapp die
Hälfte der Befragten, die angaben, Sympathien für die CVP zu haben, stimmten mit Ja.
Auch die zweite Initiative kämpfte schon zu Beginn des Wahljahres 2015 mit einigen
Schwierigkeiten. Zwar erhielt die Idee der Abschaffung der so genannten Heiratsstrafe
einigen Sukkurs, viel zu reden gab aber der Passus im Initiativtext, mit welchem die CVP
die Ehe als eine „auf Dauer angelegte und gesetzlich geregelte Lebensgemeinschaft von
Mann und Frau“ definierte. Dies stiess bei Organisationen, welche die Ansichten von
gleichgeschlechtlichen Paaren vertreten, auf grosse Kritik. Mit einem Gegenvorschlag
wollte die CVP ihr Anliegen für eine gerechtere Besteuerung von verheirateten Paaren
retten; dieser wurde aber vom Parlament verworfen. In den Medien wurde das Dilemma
der CVP thematisiert, die als katholisch konservative Partei das traditionelle Ehebild
vertreten müsse, sich gleichzeitig aber auch modernen Vorstellungen nicht
verschliessen wolle, um eine modernere Klientel nicht zu vergraulen. 44

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN

Linke und ökologische Parteien

Konkretes mit Utopischem verknüpfen wollte die PdA in ihrer Wahlplattform «Zehn
Notwendigkeiten für eine solidarische und fortschrittliche Schweiz». Darin stellt sie die
gesellschaftliche Verteilung der Arbeit in Frage und postuliert längerfristig die
Einführung der 32-Stundenwoche ohne Kürzung der Löhne. Weiter fordert sie eine
allgemeine Sozialversicherung, die mit Lohnprozenten finanziert wird und sowohl AHV
wie auch Kranken- und Arbeitslosenversicherung beinhaltet. Klar sprach sich die Partei
für einen raschen EU-Beitritt aus. 45

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 16.06.1995
EVA MÜLLER

Ihre Wahlplattform stellten die Grünen unter das Schwerpunktthema ökologische
Wirtschafts- und Steuerreform, wonach Energie statt Arbeit zu besteuern sei. Die
Einführung einer Energiesteuer zur Finanzierung des Sozialbereiches, welche im 2. Teil
einer Doppelinitiative angestrebt wird, verabschiedete die Partei ebenso diskussionslos
wie die Forderungen nach einer wirksamen CO2-Abgabe, keinem weiteren Ausbau der
Autobahnen, dem Ausstieg aus der Atomenergie und dem Verbot der Freisetzung
gentechnisch veränderter Organismen. Neu wehren sich die Grünen nicht mehr gegen
jegliches Wirtschaftswachstum, sondern sie fordern dessen Gestaltung mit
umweltgerechten Innovationen. Zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit schlug die Partei
ein Bonus-Malus-System vor, gemäss welchem Arbeitgeber, die Teilzeitarbeit fördern,
beispielsweise mit einer Reduktion des Arbeitslosenversicherungs-Beitrags belohnt
würden. Für das neue Jahrtausend soll gemäss den Grünen die 30-Stunden-Woche zum
Normalfall werden. 46

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 11.09.1995
EVA MÜLLER

Die PdA trug das Referendum gegen das revidierte Arbeitsgesetz aktiv mit und sagte
damit einer «ultraliberalen Wirtschaftspolitik» den Kampf an. 47

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 15.04.1996
EVA MÜLLER

Die Parolen der PdA deckten sich mit jenen der SP, mit Ausnahme der Volksinitiative
des Gewerkschaftsbundes "für eine kürzere Arbeitszeit", welche die PdA zur Ablehnung
empfahl, da die Initiative auch eine gewisse Flexibilisierung (Jahresarbeitszeiten)
einführen wollte. In den Parlamentswahlen in den Kantonen Waadt (12) und Jura (1)
konnte die PdA ihre Mandate halten.

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.12.2002
MAGDALENA BERNATH
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Im Herbst gaben die Delegierten der GP in Stans (NW) einstimmig die Ja-Parole zum
von ihnen mit lancierten Gentech-Moratorium in der Landwirtschaft heraus.
Parteipräsidentin Ruth Genner (ZH) äusserte die Hoffnung, das erstmalige Bündnis mit
dem schweizerischen Bauernverband bilde den Anfang einer erfolgreichen
ökologischen Ausrichtung der schweizerischen Landwirtschaftspolitik. Mit 82:7
Stimmen bei zehn Enthaltungen empfahlen die Grünen nach engagierter Diskussion die
Liberalisierung der Ladenöffnungszeiten in Bahnhöfen zur Ablehnung. In einer
Resolution forderten sie Bundesrat und Parlament auf, die Lex Koller nicht aufzuheben,
ohne Schutzmassnahmen zu ergreifen; die Möglichkeit für Personen mit Wohnsitz im
Ausland, uneingeschränkt Grundstücke zu erwerben, werde zu einer starken Zunahme
von Wochenendhäusern und Zweitwohnungen führen, was sich katastrophal auf die
Landwirtschaft, die Umwelt und die Wirtschaft in den Tourismusregionen auswirke. 48

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.10.2005
MAGDALENA BERNATH

Die GLP versuchte im Berichtjahr, ihre Position in der Familienpolitik zu schärfen. Sie
tat dies mit Kritik an der CVP-Initiative zur Abschaffung der Heiratsstrafe. Dieses
Begehren hatte Kritik geweckt, weil es die Ehe als Bund von Mann und Frau in der
Verfassung verankern will. Die GLP nahm die Kritik auf und schlug einen direkten
Gegenvorschlag vor, der nicht nur Ehepaare, sondern alle gesetzlich geregelten
Lebensgemeinschaften vor steuerlichen Nachteilen befreien will. Darüber hinaus soll
eine „Ehe für alle“ geschaffen werden, die Paaren unabhängig von ihrer sexuellen
Orientierung offenstehen soll. 49

DIREKTER GEGENVORSCHLAG ZU
VOLKSINITIATIVE
DATUM: 05.12.2013
MARC BÜHLMANN

Konservative und Rechte Parteien

In ihrer Wahlplattform bekräftigte die EVP das «E» in ihrem Namen als Leitmotiv.
Dezidiert sprach sie sich in der Familienpolitik gegen die Fristenlösung, für eine
Mutterschaftsversicherung und eine Harmonisierung der Kinderzulagen aus. Weiter
schlug sie ein Bundesamt für Familienfragen und die Einführung eines
Familienstimmrechts nach dem Motto «Ein Mensch - eine Stimme» vor, wobei das
Stimmrecht der Kinder von den Eltern treuhänderisch wahrgenommen würde. Zur
Integrationsfrage gab sich die Partei zurückhaltend; vor einer neuen Beurteilung der
Beitrittsfrage will sie die bilateralen Verhandlungen mit der EU zu Ende führen. Stark
machen will sich die EVP für die Reform der Bundesverfassung, die von ethischer und
geistiger Tragweite sei. 50

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 15.05.1995
EVA MÜLLER

Zu Beginn des Jahres lancierte die EDU eine Petition «Für die Förderung gesunder
Familien und gegen die Gleichstellung gleichgeschlechtlicher Paare». Geschützt werden
sollen damit gemäss der Partei die Grundzellen des Staates Ehe, Familie und Kinder.

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 07.09.1995
EVA MÜLLER

Neben Gewerkschaften, SP, Grünen und EVP trug auch die EDU das Referendum gegen
das revidierte Arbeitsgesetz mit und sprach sich gegen «grenzenlose
Konsummöglichkeiten» und eine weitere «Sonntagsentheiligung» aus. 51

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.10.1996
EVA MÜLLER

Die EVP trug das Referendum gegen das revidierte Arbeitsgesetz aktiv mit und wehrte
sich im Abstimmungskampf zusammen mit den Landeskirchen insbesondere vehement
gegen die Lockerung des Sonntagsarbeitsverbots. 52

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 04.11.1996
EVA MÜLLER

Im Dezember reichte die EVP eine mit rund 46'000 Unterschriften versehene Petition
«für den Schutz des ungeborenen Lebens - gegen die Abtreibungspille RU 486» bei der
Schweizerischen Sanitätsdirektorenkonferenz ein. An einer Delegiertenversammlung in
Basel stellte sie ausserdem eine «Allianz für das Leben» zur Diskussion. Gemäss dieser
ist das ungeborene Kind Mensch von Anfang an; der pränatalen Diagnostik steht die EVP
deshalb sehr kritisch gegenüber. Die Fristenlösung und die soziale Indikation wie auch
die aktive Sterbehilfe lehnte sie klar ab. 53

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 01.12.1996
EVA MÜLLER
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Wie die EVP sprach sich auch die EDU vehement gegen eine Zulassung der
Abtreibungspille RU 486 aus und drohte mit Boykottmassnahmen gegen die
Hersteller. 54

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 01.12.1996
EVA MÜLLER

Einer 1995 mit 88'000 Unterschriften eingereichten Petition «Für die Förderung
gesunder Familien und gegen die Gleichstellung gleichgeschlechtlicher Paare» der EDU
gab der Ständerat keine Folge. Nur die Forderung, die Grundzellen des Staates (Ehe,
Familie und Kinder) seien zu schützen, überwies er dem Bundesrat zur
Kenntnisnahme. 55

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 19.06.1997
EVA MÜLLER

Weiter lehnte die EVP Straffreiheit beim Schwangerschaftsabbruch generell ab und
kündigte an, ein allfälliges Referendum gegen eine wie auch immer geartete
Fristenlösung zu unterstützen. Das CVP-Schutzmodell mit Beratungspflicht lehnt sie als
Etikettenschwindel ab. 56

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 04.09.1997
EVA MÜLLER

Die EVP feierte im Wettinger Rathaus anlässlich der ordentlichen
Delegiertenversammlung vom April ihr 80jähriges Bestehen. Die Partei, die sich bislang
an eine abstinenzorientierte Drogenpolitik hielt, fasste die Ja-Parole zum
Bundesbeschluss über die Verschreibung von Heroin, der im Juni zur Abstimmung
gelangte. Im Wahlkampf setzte die EVP ihr Stammthema Familienpolitik ins Zentrum.
Sie betonte dabei ihre Position der Mitte – Ausgleich zwischen Liberalismus und
Sozialismus. Einer künftigen Fusion mit dem LdU, die von dessen Parteipräsidenten
Anton Schaller zur Diskussion gestellt worden war, erteilte EVP-Präsident Otto Zwygart
eine vorläufige Absage. 57

PARTEICHRONIK
DATUM: 26.04.1999
DANIEL BRÄNDLI

Anfang Januar wählte die EVP in Riehen (BL) Joël Blunier zum neuen, vollamtlichen
Generalsekretär. Blunier, zuvor wissenschaftlicher Mitarbeiter der EVP Schweiz, trat
die Nachfolge von Daniel Reuter an. Ausserdem sprachen sich die Delegierten für den
UNO-Beitritt der Schweiz aus. Der Zentralvorstand lehnte die Initiative "für eine kürzere
Arbeitszeit" ab. 58

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.12.2002
MAGDALENA BERNATH

An ihrer Delegiertenversammlung in Sursee (LU) im Oktober diskutierte die EVP das für
sie unbefriedigende Wahlergebnis. Sie hatte an Parteistärke zwar leicht zugelegt, aber
im Kanton Aargau ihren Nationalratssitz verloren. Die Delegierten beschlossen die Nein-
Parole zur Unternehmenssteuerreform II mit 76 zu 15 Stimmen. Eine Mehrheit war der
Ansicht, für die EVP habe die Reform der Familien- und Ehepaarbesteuerung Vorrang. 59

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 29.10.2007
SABINE HOHL

Die EVP trat mit einer Wertekampagne unter dem Motto „Werte fürs Leben, Werte für
die Schweiz“ zu den Nationalratswahlen an. Sie kündigte an, im Wahljahr auf die drei
Schwerpunkte Familie, Umwelt und gerechte Wirtschaft zu setzen. Die Positionen der
EVP zu diesen Themen stützten sich auf das 2006 verabschiedete Parteiprogramm. Das
Wahlziel der EVP war, aus eigener Kraft Fraktionsstärke zu erreichen, wozu zwei
Sitzgewinne nötig gewesen wären. 60

WAHLEN
DATUM: 31.12.2007
SABINE HOHL
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Andere Parteien

Eine neue nationale, konfessionell unabhängige Parteiorganisation, die «Partei für
Kind und Gemeinschaft» (PKG), ist von 17 Einzelpersonen im Kanton Solothurn
gegründet worden. Die neue Partei will sich für eine Vereinheitlichung des
schweizerischen Schulsystems, für eine einheitliche Regelung der Kinderzulagen sowie
für verbesserte Sozialzulagen und Steuerabzüge für Familien und Alleinerziehende
einsetzen. Aber auch Verbesserungen in den Bereichen Wohnungsbau, öffentlicher
Verkehr und Umweltschutz werden angestrebt, um ein möglichst kinderfreundliches
Umfeld zu schaffen. 61

PARTEICHRONIK
DATUM: 04.06.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT
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